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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz 


1 . Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie will die Bundesregierung eine Abstufung des 
Deutschen Instituts für Menschenrechte e. V. (Ver- 
lust A-Status nach Pariser Kriterien) vermeiden, 
und wann wird dem Deutschen Bundestag der ent- 
sprechende Gesetzentwurf vorliegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


2. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE EINKE.) 


Inwiefern haben sich Vertreter der Bundesregierung 
gegen den von EU-Kommissar Pierre Moscovici 
vorgetragenen Entwurf für eine gemeinsame Erklä- 
rung der Eurogruppe, den die griechische Regie- 
rung als Gesprächsgrundlage für das Eurogruppen- 
treffen akzeptiert hatte, ausgesprochen, und wer hat 
nach Kenntnis der Bundesregierung den Eurogrup- 
penchef Jeroen Dijsselbloem in der Entscheidung 
unterstützt, kurzfristig einen anderen Entwurf für 
eine gemeinsame Erklärung für das Eurogruppen- 
treffen vorzulegen, was nach Angaben der griechi- 
schen Seite (www.nachdenkseiten.de/?p=25090) da- 
zu führte, dass keine Einigung erreicht werden 
konnte? 


3. Abgeordnete 

Heike 

Hänsel 

(DIE EINKE.) 


Welche Kenntnis hatte die Bundesregierung vor und 
während der Verhandlungen im Rahmen der Euro- 
gruppe mit der griechischen Regierung über den 
Vorgang und den Auftraggeber des Vorgangs, dass 
laut Medienberichten (ZEIT ONEINE vom 18. Ee- 
bruar 2015) ein Erklärungsentwurf von EU-Kom- 
missar Pierre Moscovici, den die griechische Regie- 
rung als akzeptabel bewertete, kurz vor Beginn der 
Sitzung am Montag, den 16. Eebruar 2015 von 
Eurogruppenchef Jeroen Dijsselbloem zurückgezo- 
gen und durch ein eigenes Papier ersetzt wurde, und 
hat die Bundesregierung dieses Vorgehen selbst 
aktiv unterstützt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


4. Abgeordnete 
Erika 
Steinbach 

(CDU/CSU) 


In wie vielen Fällen wurden die Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz nach Feststellung 
der erfolgten Heimreise (etwa durch einen Abgleich 
der Reiselisten der Busunternehmer mit den Antrag- 
stellungen) wieder eingestellt? 


5. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Inwiefern wird der Diskrepanz zwischen dem ge- 
mäß § 44c Absatz 4 des Zweiten Buches Sozialge- 
setzbuch (SGB II) vorgegebenen Betreuungsschlüs- 
sel zur Eingliederung in Arbeit von erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten bis Vollendung des 25. Le- 
bensjahres von 1:75 und ab Vollendung des 25. Le- 
bensjahres von 1:50 und den zur Verfügung gestell- 
ten Haushaltsmitteln mit entsprechender Anpassung 
derselben Rechnung bei der Mittelzuweisung getra- 
gen, und wie wirkt sich das auf den Rückgang in der 
nach mir vorliegenden Informationen bisher übli- 
chen Praxis aus, Mittel aus den für Maßnahmen für 
Langzeitarbeitslose bereitstehendem Eingliederungs- 
titel in den Personaltitel des Verwaltungshaushaltes 
des jeweiligen Jobcenters umzuschichten? 


6. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 
(Zwickau) 
(DIE LINKE.) 


Wie hoch liegt nach den jüngsten verfügbaren Daten 
die monatliche bedarfsdeckende Bruttoentgelt- 
schwelle für alleinstehende Beschäftigte, um die 
Leistungsberechtigung nach dem SGB II zu über- 
schreiten (unter der Berücksichtigung der Lohn- 
steuerklasse I und einer Kirchenmitgliedschaft sowie 
des Erwerbstätigenfreibetrages), wenn man die der- 
zeit durchschnittlich anerkannten Kosten der Unter- 
kunft und Heizung (bundesweit) heranzieht? 


7. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 
(Zwickau) 
(DIE LINKE.) 


Welches sind die fünf Regionen mit den höchsten 
und den niedrigsten anerkannten Kosten der Unter- 
kunft und Heizung, und wie hoch liegt jeweils dort 
die Bruttoentgeltschwelle? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung und 
Landwirtschaft 


8. Abgeordneter 

Friedrich 

Ostendorff 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was genau ist Inhalt der „deutschen Haltung“, die 
in der Pressemitteilung 53/15 des Bundesministe- 
riums für Ernährung und Eandwirtschaft vom 
ll.Eebruar 2015 genannt wird, in Bezug auf die 
Verhandlungen zur EU-Öko-Verordnung, und wel- 
ches Ziel genau möchte Bundesminister Christian 
Schmidt bei den Verhandlungen zum Vorschlag 
einer Revision der EU-Öko-Verordnung der Euro- 
päischen Kommission erreichen? 


9. Abgeordnete 

Steffl 

Lemke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus den Ergebnissen des Indikatorenberichtes zur 
Strategie der biologischen Vielfalt 2014 mit Blick 
auf die anstehende Novellierung der Düngeverord- 
nung sowie der Änderung des Düngegesetzes, und 
wird sie den im Referentenentwurf vorgeschlagenen 
Grenzwert für den erlaubten Stickstoffüberschuss 
anpassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


10. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE EINKE.) 


Welche Kosten sind nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung bisher bei der Einrichtung der Kampfstadt 
Schnöggersburg sowie der damit verbundenen Infra- 
struktur und technischen Ausstattung auf dem Ge- 
fechtsübungszentrum (GÜZ) in der Colbitz-Eetzlin- 
ger Heide insgesamt angefallen, und mit welchen 
weiteren Kosten wird bis zur Eertigstellung gerech- 
net? 


1 1 . Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE EINKE.) 


Welche Kosten sind für den Betrieb des GÜZ in der 
Colbitz-Eetzlinger Heide bisher angefallen, und mit 
welchen Kosten wird bis zum Jahr 2020 jährlich ge- 
rechnet? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitaie Infrastruktur 


12. Abgeordneter 

Matthias 

Gastei 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung zu, 
dass die Stuttgart-21 -Planung für den Eildertunnel 
(Planfeststellungsabschnitt 1.2) erst seit wenigen Ta- 
gen zusätzlich zum bisher vorgesehenen Zugsiche- 
rungssystem ETCS (European Train Control Sys- 
tem) auch die konventionelle Technik für S-Bahnen 
umfasst, obwohl dieser Tunnel seit Eangem als Aus- 
weichstrecke für den S-Bahn-Verkehr für den Eall 
einer Sperrung des S-Bahn-Tunnels zwischen den 
Haltestellen „Österfeld“ und „Hauptbahnhof‘ vor- 
gesehen ist, der Tunnel aber ohne die herkömmliche 
Technik von den S-Bahnen gar nicht genutzt werden 
kann, und wer trägt nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Mehrkosten für die zusätzliche Ausstattung 
des Tunnels mit konventioneller Zugsicherungstech- 
nik? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 


13. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern stehen für die Atomkraftwerke Gundrem- 
mingen B und C bezüglich der Beherrschung des so- 
genannten Sumpfsiebproblems noch Nachweise, ins- 
besondere zu Verunreinigungen in der Kondensa- 
tionskammer, aus (gegebenenfalls bitte mit Angabe 
der Gründe; vergleiche hierzu die Antwort der Bun- 
desregierung auf meine Schriftliche Erage 110 auf 
Bundestagsdrucksache 18/412), und welches Vorge- 
hen ist gegebenenfalls für noch fehlende Aspekte 
der Nachweisführung vorgesehen (bitte möglichst 
mit Zeitplan und konkreten Eckdaten bzw. Meilen- 
steinen)? 


14. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen deutschen Atomanlagen stammen die 
Materialproben (bitte mit genauer Angabe des 
Eunktionsbereichs, bspw. Reaktordruckbehälter), 
die bis April 2015 von dem belgischen AKW-Betrei- 
ber Electrabel ebenfalls untersucht werden sollen 
(vgl. Onlineartikel „Doel 3/Tihange 2: new update“ 
der belgischen Atomaufsicht vom 13. Eebruar 
2015), und welche Empfehlungen hat der Eeiter der 
belgischen Atomaufsicht Jan Bens gegenüber der 
Bundesregierung oder den Bundesbehörden ge- 
äußert, nachdem es zu einer neuen, weitaus kriti- 
scheren sicherheitstechnischen Bewertung der Riss- 
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bzw. Wasserstoffflockenbefunde in den belgischen 
Reaktordruckbehältern gekommen ist (vgl. Online- 
artikel „Veel meer scheuren in kerncentrales dan ge- 
dacht“ der belgischen Zeitung De Redactie vom 
13. Februar 2015)? 


15. Abgeordnete 

Steffl 

Lemke 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Fehlen eines 
Fischerei-Indikators im Indikatorenbericht zur Stra- 
tegie der biologischen Vielfalt 2014? 


16. Abgeordneter 
Niema 
Movassat 
(DIE LINKE.) 


Welche Position bezieht die Bundesregierung auf 
EU-Ebene bei der geplanten Biospritreform (insbe- 
sondere betreffend a) eine Obergrenze von konven- 
tionellen Biokraftstoffen am Gesamtenergiever- 
brauch im Verkehrssektor, b) eine Beimischungs- 
quote von Bioethanol in Benzin, c) eine Einbezie- 
hung aller Treibhausgasemissionen in die Emissions- 
berechnung, einschließlich der Emissionen durch in- 
direkte Landnutzungsänderungen sowie d) eine Ein- 
führung von verbindlichen Sozialkriterien für die 
Biospritproduktion), und teilt die Bundesregierung 
die Einschätzung von OXFAM (www.epo.de/ 
index.php?option=com_content&view=article&id= 

1 1 146:oxfam-cdu-europaabgeordnete-blockieren- 
biospritreform-zu-lasten-hungernder&catid= 
54:-sp-472&itemid=100198), dass ein erfolgreicher 
Abschluss der Biospritreform, die den Einsatz von 
Biosprit und die Beimischung von Bioethanol in der 
EU begrenzt und klare Sozialkriterien für die Bio- 
spritproduktion festlegt, für die Durchsetzung des 
Rechts auf Nahrung große Bedeutung hat? 


17. Abgeordneter 
Peter 
Meiwald 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundesre- 
gierung, um den Anteil von Mehrweg- und ökolo- 
gisch vorteilhaften Einweggetränkeverpackungen 
(MövE) von 47 Prozent im Jahr 2012 (Quelle: Ge- 
sellschaft für Verpackungsmarktforschung mbH 
- GVM -, 2014) auf die in der Verpackungsverord- 
nung angestrebten 80 Prozent zu erhöhen, ange- 
sichts der Ankündigung von Coca-Cola, aus dem 
Mehrwegsystem aussteigen zu wollen (Quelle: 
Frankfurter Rundschau vom 17. Februar 2015 
„Coca-Cola schafft Mehrweg ab“)? 
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18. Abgeordneter 
Peter 
Meiwald 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Umwelt- und Arbeitsplatzeffekte erwartet 
die Bundesregierung bei einem Ausstieg des Markt- 
führers für Erfrischungsgetränke, Coca-Cola, aus 
Mehrweggetränkeverpackungen bei 0,5- und 1,5-Ei- 
ter-Elaschen, wie er in der letzten Woche vom Kon- 
zern angekündigt wurde, und von einem kompletten 
Ausstieg von Coca-Cola aus allen Mehrweggeträn- 
keverpackungen, wie er von den Umweltverbänden 
mittelfristig erwartet wird (Quelle: ebd.)? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie 


19. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es richtig, dass in der Aufstellung der Übertra- 
gungsnetzbetreiber nach § 7 der Ausgleichsmecha- 
nismusverordnung auch „notwendige Zahlungen für 
Kreditlinien-Bereitstellung“ in Höhe von rund 
16,5 Mio. Euro aufgelistet wurden, und wie erklären 
sich die Kosten angesichts eines deutlichen Über- 
schusses auf dem EEG-Konto (EEG - Erneuerbare- 
Energien-Gesetz; siehe www.netztransparenz.de/de/ 
EEG-Konten-%C3%9Cbersicht.htm)? 


20. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchem konkreten Grund ist im Referenten- 
entwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Geset- 
zes zur Änderung von Bestimmungen des Rechts 
des Energieleitungsbaus“ in Artikel 4 Nummer 2 
Buchstabe c die Eeitung Wahle-Eamspringe als Pi- 
lotstrecke für die Erdverkabelung mit einer Strecke 
von 1 0 bis 20 km ausgewählt worden, und aus wel- 
chem Grund sind andere Eeitungen aus dem Ener- 
gieleitungsausbaugesetz nicht für die Errichtung von 
Pilotstrecken über derart lange Strecken zur Erdver- 
kabelung vorgesehen? 


2 1 . Abgeordnete 

Kathrin 

Vogler 

(DIE EINKE.) 


Welche Vertreter deutscher Wirtschaftsunterneh- 
men haben Uwe Beckmeyer, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister für Wirtschaft 
und Energie, bei seinem jüngsten Indien-Besuch be- 
gleitet, und mit welchen Politikern auf der indischen 
Seite wurden Gespräche geführt? 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


22. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über 
den Einsatz von Kindersoldaten durch die Konflikt- 
parteien in Syrien (bitte nach einzelnen Kriegspar- 
teien aufschlüsseln)? 


23. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über 
Berichte des Magazins „Eoreign Policy“, die dem 
saudischen König Salman ibn Abd al-Aziz eine we- 
sentliche Rolle bei der Einanzierung von Al-Qaida 
und anderen islamistischen Terror Organisationen zu- 
schreiben (Eoreign Policy vom 27. Januar 2015, 
http://foreignpolicy.eom/2015/01/27/king-salmans- 
shady-history-saudi-arabia-jihadi-ties/)? 


24. Abgeordnete 
Agnieszka 
Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Im Rahmen welcher konkreten Maßnahmen „setzt 
sich die Bundesregierung unverändert für Abrüs- 
tung und Rüstungskontrolle ein“ (bitte detailliert 
aufschlüsseln; vgl. Bundestagsdrucksache 18/3887, 
Antwort der Bundesregierung auf meine Schriftliche 
Erage 11), und welche zusätzlichen Maßnahmen er- 
wägt die Bundesregierung hierbei? 


25. Abgeordnete 
Agnieszka 
Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen werden derzeit für den Ausbau 
des deutschen Engagements für das Peacekeeping 
im Rahmen der Vereinten Nationen geprüft (vgl. 
www.auswaertiges-amt.de/DE/Infoservice/Presse/ 
Reden/20 1 5/ 1 50208_BM_M%C3%BCSiKo.html)? 


26. Abgeordnete 

Heike 

Häusel 

(DIE EINKE.) 


Welche Schlussfolgerungen bzw. Konsequenzen 
zieht die Bundesregierung aus Eorderungen von 
Mitgliedern des Armed Services Committee im Re- 
präsentantenhaus (Mike Rogers and Mike Turner) 
nach einer Stationierung von strategischen US-Bom- 
bern und US-Atomwaffen in den neuen östlichen 
NATO-Mitgliedstaaten angesichts der Ukraine-Kri- 
se (www.turner.house.gov „The U. S. Must Take 
Immediate Action to Change Putin’s Calculus“ vom 
22. Januar 2015)? 
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27. Abgeordneter 
Niema 
Movassat 
(DIE LINKE.) 


28. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


29. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


30. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE LINKE.) 


3 1 . Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 
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Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus den Vorwürfen gegen die EU, jahrelang seien 
Elüchtlinge in der Ukraine illegal in von der EU in 
Höhe von 20 Mio. Euro mitfinanzierten Gefängnis- 
sen gehalten, zurückgeführt und geschlagen worden 
(s. Report Mainz vom 13. Eebruar 2015 und DER 
SPIEGEL 8/2015 „Europas Türsteher“), obwohl 
dies internationales Recht verletze, und wird die 
Bundesregierung darauf drängen, dass diese Prakti- 
ken sofort beendet und juristisch aufgearbeitet wer- 
den? 


Kann die Bundesregierung ausschließen, dass in 
EU-fmanzierten Haftanstalten (Gefängnissen, De- 
tention Centers, Temporary Accomodation Centers 
und vergleichbaren Einrichtungen) für Elüchtlinge 
in der Ukraine auch Minderjährige eingesperrt wer- 
den, und wenn nein, welche konkreten Zahlen (ggf. 
auch nur Angaben zu einzelnen Haftanstalten) lie- 
gen ihr diesbezüglich vor? 


Über welche weiteren, außerhalb des EU-Nachbar- 
schaftsprogramms angesiedelten Programme hat die 
Bundesregierung seit dem Jahr 2010 den Bau, den 
Betrieb oder die Einrichtung ukrainischer Haftan- 
stalten gefördert (bitte konkrete Beiträge und Sum- 
men pro Jahr angeben), und inwiefern hat sie belast- 
bare Hinweise darauf, dass die Haftbedingungen 
dort besser sind als sie etwa von Human Rights 
Watch in einem Bericht von Dezember 2010 (Buffe- 
ted in the Borderland) geschildert wurden (Erniedri- 
gungen, monatelange Haft, Elektroschocks usw.)? 


Wie groß war der deutsche Anteil an den bisherigen 
Einanzhilfen für die Ukraine nach dem Umsturz in 
Kiew vom 22. Eebruar 2014 (bitte in Euro angeben), 
und inwiefern kann die Bundesregierung ausschlie- 
ßen, mit ihrem Anteil der Haushaltsunterstützung 
effektiv den Krieg gegen die ukrainischen Bürger in 
der Ostukraine finanziell zu unterstützen? 


Inwieweit hat die Bundesregierung gegenüber der 
ukrainischen Regierung bezüglich der Verhaftung 
des ukrainischen Journalisten Ruslan Kotsaba aus 
Ivano-Erankivsk in der Westukraine am 8. Eebruar 
2015 durch den ukrainischen Geheimdienst interve- 
niert, der selbst ein Unterstützer des Maidan war, 
sich aber gegen die Mobilisierungsaktion der ukrai- 


. Wahlperiode 
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nischen Armee sowie die Fortsetzung des Krieges 
im Osten des Landes ausgesprochen hat und wegen 
vermeintlichen Hochverrats gefangen gehalten wird, 
wobei ihm bei Verurteilung bis zu 15 Jahre Ge- 
fängnis drohen (www.tagesschau.de/ausland/ruslan- 
kotsaba-103.html), und inwieweit teilt die Bundesre- 
gierung die Auffassung, dass die Kriegsdienstver- 
weigerung als Form des zivilen Ungehorsams in de- 
mokratischen Rechtsstaaten nicht strafrechtlich rele- 
vant sein darf, sondern ein gesetzlich verbrieftes 
Bürgerrecht sein muss? 


32. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


War der Bundesregierung während der Waffenstill- 
standsverhandlungen in Minsk am 12. Februar 2015 
bekannt, dass in der Ostukraine in der Stadt Debal- 
zewe und deren Umgebung ein Größter! der ukraini- 
schen Armee (ca. 8 000 Soldaten) von den Truppen 
der Separatisten nahezu vollständig eingekesselt und 
kurz vor der Aufgabe war, und warum hat die Bun- 
deskanzlerin als Teilnehmerin der Verhandlungen 
nicht auf einer ausdrücklichen und klaren Regelung 
für diese akute und das Funktionieren eines Waffen- 
stillstandes möglicherweise entscheidende Konfron- 
tationssituation bestanden, um zu vermeiden, dass 
die militärische Lage wegen Missverständnissen es- 
kaliert? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


33. Abgeordneter 

Hans-Christian 

Ströbele 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welches sind die szenetypischen Straftaten nach 
Auffassung der Bundesregierung, die nach dem In- 
terview des Präsidenten des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschutz von V-Leuten im IS-Milieu (IS - Isla- 
mischer Staat) begangen werden dürfen, wenn sie 
nach Syrien reisen, um Informationen über Perso- 
nen aus Deutschland zu erhalten über mögliche Ter- 
rorpläne (taz.die tageszeitung, 11. Februar 2015), 
und soll nach dem von der Bundesregierung be- 
schlossenen Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse- 
rung der Zusammenarbeit im Bereich des Verfas- 
sungsschutzes vom 6. Februar 2015 über Ausnah- 
men von der Beendigung solcher Einsätze auch der 
Behördenleiter oder sein Vertreter entscheiden, 
wenn V-Leute Straftatbestände von erheblicher Be- 
deutung verwirklicht haben (§ 9a Absatz 3 Satz 4 
des o. g. Gesetzentwurfs)? 
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34. Abgeordnete 
Erika 
Steinbach 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zu 
den jeweiligen Zahlen der Hin- und Rückreisen Tau- 
sender Kosovaren nach Deutschland in den letzten 
zwölf Monaten, die in Deutschland einen Asylantrag 
stellen? 


35. Abgeordneter 

Dr. Andre 
Hahn 

(DIE EINKE.) 


Inwieweit kann mit Blick auf den sehr geringen An- 
teil (rund 0, 1 Prozent) des Sports in der bundesdeut- 
schen Wissenschaft, Eorschung und Entwicklung 
(siehe Unterrichtung durch die Bundesregierung: 
Bundesbericht Eorschung und Innovation 2014, 
Bundestagsdrucksache 18/1510) der vom Bundesmi- 
nisterium des Innern und anderen Bundesbehörden, 
den Sportverbänden und der Wissenschaft definierte 
Eorschungsbedarf mit den zur Verfügung stehenden 
personellen und finanziellen Mitteln abgedeckt wer- 
den, und welchen Stellenwert haben dabei die Sport- 
medizin, die Dopingbekämpfung sowie militärische 
E or schungsproj ekte? 


36. Abgeordneter 

Dr. Andre 
Hahn 

(DIE EINKE.) 


In welcher Weise nützen nach Kenntnis der Bundes- 
regierung die Eorschungsergebnisse des Bundesinsti- 
tuts für Sportwissenschaft (BISp) in Köln, des Insti- 
tuts für Angewandte Trainingswissenschaft (lAT) in 
Eeipzig sowie des Instituts für Eorschung und 
Entwicklung von Sportgeräten (EES) in Berlin auch 
der Entwicklung des Breiten-, Schul- und Gesund- 
heitssports, und für welche dieser Sportbereiche gibt 
es auch (ggf in Zusammenarbeit mit den Eändern) 
spezifische Eorschungsprojekte? 


37. Abgeordneter 

Özcan 

Mutlu 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Kritik des Bundesrechnungshofes an 
der Eeistungssportförderung des Bundes, und wel- 
che konkreten Konsequenzen zieht bzw. hat die 
Bundesregierung aus den Hinweisen des Bundes- 
rechnungshofes gezogen, um Transparenz herzustel- 
len und um die kritisierte monopolartige Stellung 
des Deutschen Olympischen Sportbundes bei der 
Verteilung der Eördermittel zu beenden? 


38. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE EINKE.) 


Welche Änderungen am Erlass des Auswärtigen 
Amts vom 4. August 2014 zur Umsetzung des Do- 
gan-Urteils des Europäischen Gerichtshofes vom 
10. Juli 2014 bzw. welche gesetzlichen Änderungen 
sind vor dem Hintergrund des drohenden Vertrags- 
verletzungsverfahrens wegen unzureichender Um- 
setzung des Urteils geplant (vgl. Bundestagsdrucksa- 
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che 18/4001, Antwort der Bundesregierung auf mei- 
ne Schriftliche Frage 29) und des Urteils des Ober- 
verwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg vom 30. Ja- 
nuar 2015 (Az. 7 B 22.14), und wie weit sind die 
Prüfungen innerhalb der Bundesregierung seit dem 
Dogan-Urteil zu der Frage gereift, ob an der Rege- 
lung der Sprachnachweise beim Ehegattennachzug 
festgehalten werden soll (vgl. Bundestagsdruck- 
sache 18/2414, Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 17 der Kleinen Anfrage der Fraktion DIE 
LINKE.), auch angesichts des Schlussantrages des 
Generalanwalts am Europäischen Gerichtshof 
Maciej Szpunar vom 28. Januar 2015 in der Rechts- 
sache C-579/13, der auch mit Bezug auf die EU- 
Familienzusammenführungsrichtlinie erklärte, dass 
Integrationsmaßnahmen keine Erfolgspflichten, kei- 
ne Pflicht zur Ablegung einer Prüfung und auch 
nicht den Nachweis eines bestimmten Sprach- oder 
Wissensniveaus vorsehen dürfen? 


39. Abgeordneter 

Volker 

Beck 

(Köln) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie wül die Bundesregierung das Vertragsverlet- 
zungsverfahren zur Europarechtswidrigkeit von 
Sprachtests beim Ehegattennachzug vermeiden, und 
wann wird sie das deutsche Recht an die Rechtspre- 
chung des Europäischen Gerichtshofs anpassen? 
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